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Barmherzige Repression
Das Engagement katholischer Frauen­Kongregationen  
im Strafvollzug der Habsburgermonarchie

Merciful repression – The commitment of Catholic women’s congregations  
in the penitentiary system of the Habsburg Empire

The fundamental change in the penal system at the turn of the 19th century with its transition to custodial 
sentences as the central sanction brought about major challenges to the state administration of the Habsburg 
Monarchy. From the middle of the 19th century, the authorities used a new instrument in their efforts to  
establish a well ordered and organised penitentiary system. As an early form of outsourcing of public tasks, 
the operation of entire prisons was conferred to Catholic women’s congregations, which took over manage-
ment and administration. This paper asks which considerations of the authorities as well as the congrega-
tions motivated this model, how their integration into the penal system was organised and whether it proved 
successful. To this end, it will first look at the historical context of administrative reforms and the penal 
system around the middle of the 19th century on the one hand and the founding of charitable congregations 
on the other, before focussing on the specific arrangements between the central authorities and the religious 
orders and the role they played in the prisons.
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1. Einleitung
Ab Mitte des 19. Jahrhunderts bedienten sich 
die staatlichen Stellen eines neuen Instru-
ments, um die mit einem geordneten und ziel-
gerichteten Strafvollzug einhergehenden He-
rausforderungen zu meistern. Als Frühform 
einer Ausgliederung staatlicher Aufgaben 
wurde der Betrieb ganzer Strafanstalten pri-
vatisiert. An die Stelle der Behörden traten ka-
tholische Frauenkongregationen, die Leitung 
und Verwaltung übernahmen. Dabei handel-
te es sich keineswegs um ein auf einzelne, im 
Gesamtgefüge unbedeutende Einrichtungen 
beschränktes Phänomen. Vielmehr standen 
zeitweise so gut wie alle Strafanstalten unter 
geistlichem Regime.

Welche Überlegungen hinter diesem Modell 
standen, wie die Einbindung der Kongrega-
tionen in den Strafvollzug organisiert wurde 
und ob sie sich in den Augen der Zeitgenos-
sen bewährte, soll im Folgenden dargelegt 
werden. Dazu ist zunächst auf das histori-
sche Umfeld der Verwaltungsreformen und 
des Strafvollzugs um die Jahrhundertmitte 
einerseits und der Gründung karitativ täti-
ger Kongregationen andererseits einzugehen, 
ehe die konkreten Arrangements zwischen 
den Zentralstellen und den Orden sowie de-
ren Beschäftigung in den Strafanstalten in 
den Blick genommen wird.
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2. Rechts­ und verwaltungs­
geschichtlicher Kontext

2.1. Strafvollzug im 19. Jahrhundert

Im Zuge der grundlegenden Umgestaltung 
des österreichischen Strafrechts und des 
Sanktionssystems, die bereits unter Joseph II. 
eingeleitet wurde und unter seinen beiden 
Nachfolgern einen vorläufigen Abschluss 
fand,1 erlangten die Freiheitsstrafen endgül-
tig die Vorherrschaft. Bereits im Strafgesetz 
von 17872 zeichnete sich die Zurückdrängung 
der Todes- und Leibesstrafen ab3 und in der 
Kodifikation von 1803 war diese endgültig 
verwirklicht.4 Daran hielt auch das Strafge-
setz von 18525 fest, das nicht viel mehr als 
eine Neufassung unter Berücksichtigung der 
in den letzten 50 Jahren ergangenen Ände-
rungen war. Für Verbrechen drohte Kerker in 
zwei Graden, für milder geahndete Straftaten 

„Gefängnis“ und „Arrest“. Vollzogen wur-
den diese Strafen einerseits in gerichtlichen 
Gefangenenhäusern, die sowohl der Unter-
suchungshaft dienten als auch der Vollstre-
ckung kürzerer Arrest- und Gefängnisstrafen, 
andererseits in selbständigen Strafanstalten, 
in denen zu längeren Haftstrafen verurteilte 
Täter ihre Zeit abzusitzen hatten.

Diese beiden Anstaltstypen unterschieden 
sich hinsichtlich der zuständigen Verwal-
tungsstellen. Während die Gerichtsgefäng-
nisse als Teil der Justizverwaltung dem je-
weiligen Gerichtsvorsteher bzw -präsidenten 
unterstanden, der wiederum dem Oberlan-
desgerichtspräsidenten und letztlich dem 
Justizministerium untergeordnet war, fielen 
die Strafanstalten zunächst in die Kompetenz 
des Ministeriums des Inneren. Erst 1865 wur-
den die Zuständigkeiten für den gesamten 
Strafvollzug in der Hand des Justizministers 

1 Zur josephinischen Reform des strafrechtlichen Sanktionssystems siehe Ammerer, Schwert und Galgen.
2 Allgemeines Gesetz über Verbrechen und deren Bestrafung vom 2. 4. 1787, JGS 611/1786–1787.
3 Wobei allerdings den Freiheitsstrafen angesichts der Art ihrer Vollstreckung zum Teil der Charakter einer 

Leibesstrafe nicht abgesprochen werden kann. 
4 Gesetzbuch über Verbrechen und schwere Polizeiübertretungen vom 3. 9. 1803, JGS 318/1803.
5 Strafgesetz über Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen vom 27. 5. 1852, RGBl. 117/1852.
6 Verordnung des Staatsministeriums und des Justizministeriums vom 25. October 1865, womit die mit Aller-

höchster Entschließung vom 16. October 1865 angeordnete Uebernahme der Leitung und Verwaltung des 
Gefängniswesens in das Ressort des Justizministeriums kundgemacht wird, RGBl. 109/1865.

7 Leinisch, Kirche in Cisleithanien 114. 

zusammengeführt.6 Es war den Zentralstel-
len in den Jahrzehnten seit der Einführung 
des Systems von Freiheitsstrafen durch das 
StG 1803 nie gelungen, einen effizienten, ge-
setzlich geregelten Strafvollzug zu etablieren, 
der die steigenden Haftzahlen bewältigen 
hätte können. Es war daher naheliegend, im 
Zuge der umfassenden Verwaltungs- und 
Justizreformen nach der Rückkehr zum Ab-
solutismus Ende 1851 auch die Strafanstalten 
in den Blick zu nehmen. 

In den Jahren nach Inkrafttreten des Strafge-
setzes 1852 bemühte sich die Verwaltung in 
erster Linie um die Schaffung der erforderli-
chen staatlichen Haftanstalten. Dabei wurden 
einerseits die multifunktionalen Zucht- und 
Arbeitshäuser in Einrichtungen zum Vollzug 
von Freiheitsstrafen umgewandelt, ande-
rerseits neue Provinzialstrafanstalten einge-
richtet, wobei meist auf vorhandene, für die 
ursprünglichen Zwecke nicht mehr benötig-
te Gebäude wie Schlösser und Kasernen zu-
rückgegriffen wurde. Geprägt war diese Ent-
wicklung von einer gewissen Dringlichkeit, 
die aus dem Fehlen ausreichender Haftplätze 
resultierte, sowie durch den Zwang zur Spar-
samkeit, da die anhaltende Finanzkrise keine 
umfangreichen Investitionen zuließ.

2.2. Der Aufschwung  
katholischer Kongregationen 

Die Welle der Säkularisierungen unter Jo-
seph II. hatte die Zahl der Klöster und Or-
densgemeinschaften in der Habsburgermon-
archie erheblich reduziert. Verschont blieben 
vor allem Ordensgemeinschaften, die in der 
Krankenpflege, Armenfürsorge oder ähnli-
chen caritativen Bereichen aktiv waren und 
damit dem josephinischen Nützlichkeitsideal 
entsprachen.7 Die Auflösung traf hingegen 
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jene Orden, die weder Schulen noch Spitäler 
betrieben und auch sonst keine der Gemein-
schaft dienlichen Aufgaben erfüllten.8 Als 
besonders schwerwiegend erwiesen sich die 
josephinischen Maßnahmen für die Frau-
enorden, da sich Nonnen im Gegensatz zu 
männlichen Ordensleuten nicht als Prediger 
oder Beichtväter einsetzen ließen.9 Nachdem 
das klösterliche Leben in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts noch durch die Nach-
wirkungen der Religionspolitik Josephs II. 
geprägt war, zeichnete sich ab der Mitte des 
Jahrhunderts ein Wiederaufschwung in Ge-
stalt von zahlreichen Neugründungen ab.10 
Zu diesem Aufblühen trugen in erster Linie 
weibliche Gemeinschaften bei, die Zahl der 
männlichen Orden verzeichnete hingegen 
keinen vergleichbaren Anstieg. Einer der aus-
schlaggebenden Gründe lag in der Öffnung 
der Frauenorden, die zuvor weit stärker als 
Mönche auf ein Leben in strenger Klausur 
beschränkt waren.11 Während sich die meis-
ten männlichen Ordensgemeinschaften auch 
im 19. Jahrhundert weiterhin primär dem 
kontemplativen Leben widmeten, waren die 
neuen Frauengemeinschaften von ihrem En-
gagement in Unterricht, Armenfürsorge und 
Krankenpflege geprägt.12 Diese wohltätige 
Ausrichtung schlug sich auch darin nieder, 
dass die Bezeichnung „Barmherzige Schwes-
tern“ zu einem Synonym für die neuen apos-
tolisch-tätigen Kongregationen wurde.13

8 Siehe dazu Scheutz, Klosteraufhebungen 19 et passim; zur Funktion der Orden im Spitalswesen des 18. Jahr-
hunderts siehe Scheutz, Weiss, Spitäler 195–203. 

9 Zur Situation der weiblichen Orden siehe Schneider, Frauenklöster.
10 Ebd. 115.
11 Isenring, Ordensgemeinschaften 50.
12 Leinisch, Kirche in Cisleithanien 119.
13 Penz, Tüchtigkeit der Frauen 35. Für die durch ihre karitative Tätigkeit geprägten religiösen Gemeinschaften 

bürgerte sich die Bezeichnung „Kongregation“ (im Gegensatz zu „Orden“) und für ihre Mitglieder jene als 
„Schwestern“ (im Gegensatz zu „Nonnen“) ein, wenngleich die Quellen zwischen diesen Begriffen nicht klar 
unterscheiden. Zur Terminologie vgl. Meiwes, „Arbeiterinnen des Herrn“ 55.

14 Meiwes, „Arbeiterinnen des Herrn“ 56f.; Zur kirchenrechtlichen Stellung dieser Kongregationen siehe Al-
bert, Ordensleben 152f.

15 Isenring, Die Frau in den apostolisch-tätigen Ordensgemeinschaften 55; Schels, Frauen-Genossenschaften 
35f. 

16 Von Schulte, Orden und Kongregationen 11.
17 Meiwes, „Arbeiterinnen des Herrn“ 60; Penz, Tüchtigkeit der Frauen 62f.
18 Meiwes, „Arbeiterinnen des Herrn“ 59.
19 Ebd. 60f.
20 Ebd. 121; Penz, Tüchtigkeit der Frauen 97.

Sie waren keine klösterlichen Gemeinschaf-
ten im traditionellen Sinn, weil ihr Zweck 
nicht im kontemplativen, weltabgewandten 
Leben bestand, sondern in der aktiven Tä-
tigkeit.14 Das klösterliche Zusammenleben 
diente dabei eher als Mittel zum Zweck.15 Die 
Frauen legten keine feierlichen Gelübde ab 
und erlangten daher nicht den Status religi-
öser Personen.16 Der bewusste Verzicht auf 
die für Orden geltenden strengen Regularien 
ermöglichte eine Verbindung zwischen reli-
giösem und weltlichem Leben, dem die klös-
terliche Klausur entgegengestanden wäre.17 
Einfacher war zudem schon der Gründungs-
akt selbst, da die Approbation durch den Bi-
schof ausreichte und eine solche durch den 
Papst zwar möglich, aber nicht erforderlich 
war.18 Dass kein feierliches Gelübde verlangt 
wurde, erleichterte es zudem, neue Mitglie-
der zu gewinnen und diese rasch einzusetzen. 
Die Frauen konnten im Bewusstsein in eine 
Kongregation eintreten, diese auch wieder 
verlassen zu können, womit sie den Gelüb-
den der Armut und des Gehorsams entbun-
den wurden.19 Erhebliche praktische Wir-
kung auf die Rekrutierung hatte das Absehen 
von einer Mitgift, wie sie in den Orden für 
den Unterhalt neu eintretender Novizinnen 
verlangt wurde. Hier zeigt sich die unter-
schiedliche Ausrichtung der Kongregationen, 
deren wirtschaftliches Überleben nicht von 
solchen eingebrachten Vermögenswerten 
abhängig war, sondern von der Arbeitskraft 
ihrer Mitglieder.20 Durch das Wegfallen die-
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ser Eintrittsschwelle standen die Kongregati-
onen anders als Orden mit strenger Profess 
auch Frauen aus niedrigeren Schichten offen. 
Für sie bot der Beitritt zu einer solchen Ge-
meinschaft zudem die Möglichkeit, einen Be-
ruf zu erlernen. Da die Schwestern profanen 
Tätigkeiten nachgingen, diente die Zeit des 
Noviziats neben der Einübung christlicher 
Normen vor allem der Vorbereitung auf den 
Einsatz in Pflege, Erziehung oder Fürsorge.21

Aus der Perspektive der Frauen- und Ge-
schlechtergeschichte ist das Wirken dieser 
neu gegründeten Kongregationen insofern 
interessant, als es Frauen neue Beschäfti-
gungsmöglichkeiten und damit Lebenswe-
ge jenseits der klassischen Frauenrollen als 
Hausfrau und Mutter eröffnete, die mit einem 
höheren Maß an Selbständigkeit und Autono-
mie verbunden waren.22 Zwar war das Enga-
gement in den unterschiedlichen Bereichen 
der Krankenpflege und Fürsorge zunächst 
primär durch Frömmigkeit motiviert, doch 
liegt die Annahme nahe, dass die sich durch 
den Eintritt in eine solche Gemeinschaft bie-
tenden Optionen, eine Ausbildung zu absol-
vieren und unter materiell gesicherten Bedin-
gungen einer Berufstätigkeit nachzugehen, 
eine gewisse Anziehungskraft entfalteten.23 

3. Das Engagement der  
Orden im Strafvollzug

Die Betrauung weiblicher religiöser Gemein-
schaften mit Aufgaben des Strafvollzugs ist 
vor dem Hintergrund eines Zusammentref-
fens zweier Entwicklungen zu sehen: Für 
die Kongregationen bot sich die Arbeit mit 
Gefangenen insofern an, als hier die morali-
sche Besserung im Vordergrund stand, was 
ganz der Vorstellung von Bildung und Er-
ziehung als Heranführung an eine mit den 
sittlichen Regeln konforme Lebensführung 

21 Fleckenstein, Kulturkämpfe 207; Meiwes, „Arbeiterinnen des Herrn“ 137.
22 Isenring, Ordensgemeinschaften 46; Klieber, Mildtätigkeit 223; Meiwes, Religiosität und Arbeit 74; Penz, 

Tüchtigkeit der Frauen 91.
23 Isenring, Ordensgemeinschaften 46; Meiwes, „Arbeiterinnen des Herrn“ 18.
24 Zum christlichen Bildungsideal vgl. Meiwes, Religiosität und Arbeit 84.
25 Vgl. Meiwes, „Arbeiterinnen des Herrn“ 193.
26 Krohne, Gefängniskunde 127; Wahlberg, Aufzeichnungen 96.
27 Rumpler, Mitteleuropa 343f.

entsprach.24 Aus ihrer Sicht lag der Betrieb 
einer Strafanstalt nahe, war doch die Erzie-
hung neben der Pflege von Kranken und 
Alten ein zentrales Betätigungsfeld.25 Damit 
war sowohl die Heranführung an eine christ-
liche Lebensweise gemeint als auch die Sorge 
für jene, die sittlichen Versuchungen erlegen 
waren und einen „sündigen“ Lebensweg 
eingeschlagen hatten. Dies entsprach dem in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts do-
minanten Diskurs vom Strafvollzug als Ins-
trument der Besserung und Erziehung. Die 
in Schulen und Erziehungsanstalten bewähr-
ten Konzepte der christlichen Beeinflussung 
ließen sich auf Zwangsarbeitsanstalten und 
Gefängnisse übertragen und es war nur ein 
vergleichsweise kleiner Schritt von der Sorge 
um erziehungsbedürftige Jugendliche und 
marginalisierte Frauen hin zur Übernahme 
der Verantwortung für die Resozialisierung 
von Straftäterinnen.

Dem Ministerium des Inneren war dieses An-
gebot willkommen, weil die Kapazitäten der 
Strafanstalten bei weitem nicht ausreichten, 
um den in Folge der inneren Unruhen und 
Kriege gestiegenen Bedarf zu decken.26 In 
der Zeit des Neoabsolutismus lenkten zudem 
mit Fürst Felix Schwarzenberg und Alexan-
der Freiherr von Bach Männer die Politik der 
Habsburgermonarchie, die auf ein Bündnis 
von „Thron und Altar“ setzten und die 
katholische Amtskirche in viele Bereiche der 
staatlichen Verwaltung einbanden.27 

Von den Barmherzigen Schwestern wurde 
sittliche Zuverlässigkeit und ein hohes Maß 
an Engagement bei zugleich niedrigeren Kos-
ten erwartet. Ob das Hauptmotiv tatsächlich, 
wie vom Wiener Erzbischof Kardinal Joseph 
Rauscher im Herrenhaus behauptet, aus 
der Überzeugung erwuchs, „daß durch die 
stille, stetig wirkende christliche Liebe am 
meisten könne beigetragen werden, um das 
sittliche Elend in den Straforten zu lindern, 
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und wenigstens einen Theil ihrer Bewohner 
zu guten Bürgern zu machen“,28 darf indes 
bezweifelt werden. Auch wenn Befürworter 
des religiösen Engagements nicht müde wur-
den zu betonen, die Schwestern wären schon 
alleine wegen der ihnen eigenen Selbstauf-
opferung „zur Übung der Werke der Barm-
herzigkeit berufen“ und somit besser als alle 
anderen für den Dienst in den Strafanstalten 
geeignet,29 spielten neben diesen Hoffnungen 
handfeste materielle Interessen eine nicht zu 
unterschätzende Rolle. Seitens der Regierung 
und der Amtskirche wurde immer wieder ins 
Treffen geführt, dass die Schwestern ihren 
Dienst am Menschen als Teil ihrer religiösen 
Pflichten verstehen und daher die Betreuung 
Gefangener nicht nur engagierter, sondern 
auch kostengünstiger erledigen würden.30 So 
meinte etwa Kardinal Rauscher, dass „ein 
Orden, der sich den Werken der leiblichen 
Barmherzigkeit widmet […], Größeres und 
Besseres leisten [wird], als durch bezahlte 
Organe zu erreichen ist“.31 Die finanziellen 
Interessen kamen auch in jenem Schreiben 
zum Ausdruck, mit dem sich Innenminister 
Bach 1855 an Kardinal Rauscher mit der Bit-
te um Zustimmung zur Häftlingsbetreuung 
durch fromme Schwestern wandte und da-
bei die „Absicht auf finanzielle Ersparnisse“ 
nicht verhehlte.32 Wie die gesamte neoabsolu-
tistische Verwaltungsreform war somit auch 
dieser Aspekt von fiskalischen Überlegungen 
maßgeblich geprägt.33

28 Wortmeldung Kardinal Rauscher, 13. Sitzung der 2. Session am 5. 1. 1864, StenProt HH, III. Session 1864–
1865, 209.

29 Pratobevera, Gefängnißfrage 53.
30 Wahlberg, Aufzeichnungen 100.
31 Wortmeldung Kardinal Rauscher, 43. Sitzung am 28. 3. 1863, StenProt NÖ LT, I. GP, 2. Session 1863, 1186.
32 Zitiert nach Hlawati, Barmherzige Schwestern 189; Penz, Tüchtigkeit der Frauen 145.
33 Vgl. Seiderer, Neugestaltung 240.
34 Sitzung 141, in: Heindl, Protokolle.
35 Ebd.
36 Senfelder, Wiener Neudorf 7f.
37 Schreiben Anton Hye an den Oberstaatsanwalt in Wien vom 9. 3. 1866, Zl. 11196, ÖStA, AVA, Justiz, JM All-

gemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

3.1. Strafanstalten für Frauen

Am Anfang des Engagements geistlicher 
Genossenschaften im Strafvollzug stand die 
im August 1853 erfolgte österreichische Zu-
lassung des Ordens der Frauen vom guten 
Hirten als Ableger des Mutterhauses im fran-
zösischen Angers. Der Orden hatte eigens ein 
Mitglied nach Wien entsandt, „um die Etablie-
rung des Ordens im österreichischen Kaiser-
staate und nach Möglichkeit die Übernahme 
weiblicher Straf- und Korrektionsanstalten in 
Obsorge und geistliche Leitung des Ordens 
zu ermöglichen“ und zu diesem Zweck be-
reits das erzbischöfliche Schloss in Wiener 
Neudorf angekauft.34 Seitens der Kirche be-
standen keine Einwände und nachdem auch 
Innenminister Alexander von Bach im Minis-
terrat bemerkte, „daß bei der Überfüllung der 
Gefängnisse jeder Abfluß von Sträflingen nur 
als wünschenswert angesehen werden müs-
se“, stand der Aufnahme der Ordenstätigkeit 
in Österreich nichts im Wege.35 Schon Anfang 
des folgenden Jahres nahm die neu gegründe-
te Strafanstalt für Frauen in Wiener Neudorf 
ihren Betrieb auf, nachdem sich nicht nur der 
Wiener Erzbischof Rauscher, sondern auch 
der Polizeidirektor Wiens und Mitglieder des 
Kaiserhauses für das Projekt eingesetzt und 
die Finanzierung sichergestellt hatten.36 Am 
31. Jänner 1854 genehmigte das Staatsminis-
terium die Vereinbarung über die „pachtwei-
se Übernahme der Leitung und des Betriebs 
der weiblichen Strafanstalt zu Neudorf“, wo-
bei eine förmliche Vertragsunterzeichnung 
zunächst unterblieb.37 Erst 1865 kam es auf 
Initiative des neu bestellten Generalinspek-
tors des Gefängniswesens, Anton Freiherr 
von Hye-Gluneck, zur nachträglichen Aus-
fertigung einer rechtsverbindlichen Urkunde, 
in der die bislang geltenden Vereinbarungen 
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fixiert wurden.38 Trotz anfänglicher Skepsis 
seitens der Regierung und der Kirchenver-
treter, die sich nur schwer vorstellen konn-
ten, wie die Schwestern mit den Gefangenen 
zurechtkommen sollten, schien sich dieses 
Modell zu bewähren. In den ersten Jahren 
des Bestehens diente Wiener Neudorf als 

„Vorzeigeanstalt“, die nicht nur regelmäßig 
hohen Besuch erhielt, sondern auch anderen 
Kongregationen als Vorbild empfohlen wur-
de.39 Bereits 1855 kam es zu einer beträchtli-
chen Erweiterung der Aufgaben der Frauen 
vom guten Hirten durch die Eröffnung einer 
Zwangsarbeitsanstalt für Frauen, die im sel-
ben Gebäude untergebracht war.40

Kurz darauf ging mit der „k.k. Weiberstraf-
anstalt“ in Schwaz in Tirol die zweite im Ge-
biet des heutigen Österreichs gelegene Straf-
anstalt für weibliche Gefangene in die Hände 
einer Kongregation über. Hier wurden die 
Barmherzigen Schwestern des heiligen Vin-
zenz von Paul mit ihrem Mutterhaus in Zams 
mit dem Betrieb der am 1. August 1855 eröff-
neten Anstalt betraut.41 Ebenfalls 1855 erfolgte 
die Verpachtung der Anstalt in Maria Lanko-
witz an die Schwestern vom heiligen Vinzenz 
von Paul.42 Von Anbeginn an lag auch die 
Verwaltung der 1856 gegründeten Straf- und 
Zwangsarbeitsanstalt Suben am Inn in den 
Händen der Frauen der Liebe vom guten Hir-
ten.43 Auch die Gefängnisse in Vigaun (Krain), 
Řepy (Böhmen), Wallachisch-Mešerič (Mäh-
ren) und Lemberg (Galizien) wurden schon 

38 Vertrag vom 13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen Besserung weiblicher Sträflinge in Neu-
dorf, Zl. 10617, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

39 Senfelder, Wiener Neudorf 18; Urwalek,  Strafanstalt Wiener Neudorf 10.
40 § 3 des Anhangs zum Vertrag vom 13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen Besserung weibli-

cher Sträflinge in Neudorf.
41 Bericht des k.k. Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck über Anerkennungen von Verdiensten anläßlich der Auf-

lassung der k.k. Weiberstrafanstalt Schwaz vom 18. 12. 1912, Zl. 4467/12, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, 
Sig. 2, Kart. 4002. 

42 Bericht des Landes-Ausschusses über seine Thätigkeit in den Jahren 1864 und 1865, 7 in: StenProt steiermär-
kischer LT, I. Landtags-Periode, IV. Session.

43 Zanzinger, Suben 152ff. 1865 erfolgte die Umwandlung in eine Männer-Strafanstalt, womit das Engagement 
der Schwestern in Suben endete.

44 Bratassević, Österreichische Straf-Anstalten 202f.; Leitmaier, Gefängniskunde 374–381; Wahlberg, Auf-
zeichnungen 105. 

45 Siehe Österreichische Statistik, Bd. XC, Heft 4: Statistische Übersicht der Verhältnisse der österreichischen 
Strafanstalten und der Gerichtsgefängnisse in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern im 
Jahre 1909, Tafel II: Personal der Strafanstalten.

46 Wahlberg, Aufzeichnungen 111.
47 Hlawati, Die Barmherzigen Schwestern 190; Leitmaier, Gefängniskunde 311.

zum Zeitpunkt ihrer Eröffnung ausgelagert, 
sodass ab Mitte der 1850er Jahre sämtliche 
Haftanstalten für Frauen Cisleithaniens unter 
der Leitung von Ordensschwestern standen.44 
An diesen Arrangements hielten die k.k. Re-
gierungen trotz aller Kritik und politischen 
Wandlungen bis zum Ende der Monarchie 
fest.45 

3.2. Strafanstalten für Männer

Noch ehe in den Strafanstalten für Frauen 
verwertbare Erfahrungen mit dem Einsatz der 
Kongregationen gemacht wurden, bemühte 
sich Innenminister Bach nach Abschluss des 
Konkordats um eine Ausweitung des Mo-
dells auf Anstalten für Männer. Allerdings 
billigte Kaiser Franz Joseph dies zunächst 
nur als Versuch,46 was auf eine gewisse Skep-
sis schließen lässt. Nachdem zunächst in der 
Anstalt im mährischen Mürau die Schwes-
tern vom heiligen Karl Borromäus zum Ein-
satz kamen, trat Bach an die Barmherzigen 
Schwestern vom heiligen Vinzenz von Paul 
mit dem Mutterhaus in Wien Gumpendorf 
mit der Bitte heran, die Gefängnisse in Stein 
und Garsten zu übernehmen. Da die erfor-
derliche Anzahl an Schwestern nicht sofort 
verfügbar war, trat der Orden im November 
1856 seinen Dienst nur in Garsten an.47 In Stein 
kamen hingegen die Töchter der christlichen 
Liebe zum Einsatz, nachdem am 25. Oktober 
1855 ein Vertrag abgeschlossen werden konn-
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te.48 1857 engagierte das Innenministerium 
die Barmherzigen Schwestern auch für den 
Dienst in der Anstalt Leopoldstadt.49 Mit der 
Verwaltung des Männergefängnisses Kart-
haus wurden die Schwestern vom heiligen 
Karl Borromäus betraut, die dort 1857 ihren 
Dienst antraten.50 

Anders als in den Frauenstrafanstalten dauer-
te das Engagement der Orden im Strafvollzug 
für Männer nur wenige Jahre. Bereits im Mai 
1863 beendeten die Barmherzigen Schwestern 
von Wien-Gumpendorf ihre Tätigkeit in Gars-
ten, aus Leopoldstadt hatten sie sich schon ein 
halbes Jahr früher zurückgezogen.51 Ab 1. Juli 
1868 stand Karthaus wieder unter staatlicher 
Regie.52 Als letzte Anstalten kamen jene in 
Stein und Mürau mit 1. Jänner 1870 wieder 
unter direkte staatliche Verwaltung, nachdem 
die Auflösung der Verträge längere Zeit in 
Anspruch genommen hatte.53 Die Übernahme 
in staatliche Regie bedurfte einiger Vorbe-
reitungen, die von der „Sistemisierung“ des 
Beamten- und Wachpersonals sowie dessen 
Rekrutierung, die Ausschreibung und den Ab-
schluss von Verträgen betreffend die Ausspei-
sung sowie die Brotlieferung über die Vorsor-
ge für eine Beschäftigung der Gefangenen bei 
externen Betrieben bis zur Inventarisierung 
der vorhandenen Werkzeuge und Vorräte 
reichten.54 In Stein erfolgte die Kündigung im 
Juni 1869 daher nicht zum nächstmöglichen 
Termin, sondern zum Jahresende.55

48 Hoegel, Freiheitsstrafe 101; Leitmaier, Gefängniskunde 307.
49 Hlawati, Die Barmherzigen Schwestern 190. Gemeint ist damit Leopoldov in der heutigen Slowakei.
50 Leitmaier, Gefängniskunde 321.
51 Hlawati, Die Barmherzigen Schwestern 414, 425.
52 Justizministerium, Statistische Übersicht 1868, 7.
53 Bratassević, Österreichische Straf-Anstalten 202.
54 Schreiben des Wiener Oberstaatsanwalts Dr. Eduard v. Liszt an das Justizministerium vom 25. 1. 1870 be-

treffend die nunmehr vollständig durchgeführte Organisirung der Strafanstalt zu Stein, Zl. 308, ÖStA, AVA, 
Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

55 Schreiben des k.k. Oberstaatsanwalts Wien an das Justizministerium vom 26. 6. 1869, Zl. 1792, ÖStA, AVA, 
Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

56 Zugschwerdt, Corporationen 49.
57 Ebd. 53.
58 Schreiben des Oberstaatsanwalts in Wien an das Justizministerium vom 19. 1. 1866 in Betreff der Sicherstel-

lung der Bedürfnisse in der in eigene Regie des Staats zu übernehmenden Strafanstalt Garsten, Zl. 11126, 
ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

Das Scheitern der frommen Schwestern in 
den Strafanstalten für Männer hatte unter-
schiedliche Ursachen. Zunächst war dieses 
Engagement von Anfang an sehr viel kriti-
scher betrachtet worden als jenes im Frauen-
strafvollzug. Zwar erschöpften sich manche 
Argumente in einer Berufung auf „die unab-
weisbaren Anforderungen der Natur“, mit 
der eine Überordnung von Frauen gegenüber 
dem vermeintlich stärkeren Geschlecht un-
vereinbar wäre,56 doch gab es auch sachliche 
Gründe. Vor allem die größere Gefährlichkeit 
männlicher Gefangener und die daraus resul-
tierenden erhöhten Sicherheitsanforderun-
gen sprachen dagegen, neben den jedenfalls 
gebotenen männlichen Wachmannschaften 
auch noch Ordensschwestern einzusetzen. 
Deren Möglichkeit zur bessernden Einwir-
kung auf die Gefangenen wurde zudem da-
durch behindert, dass es ihnen anders als bei 
weiblichen Gefangenen nicht möglich war, 
unter vier Augen vertrauliche Gespräche mit 
den Insassen zu führen.57 Hinzu traten Zwei-
fel ob der Bereitschaft der Ordensfrauen, sich 
mit der als geboten erachteten Härte gegen-
über den Gefangenen durchzusetzen. Diese 
würden, so eine wiederholt geäußerte Kritik, 
den Gefangenen aus „oft nur zu großer Mild-
thätigkeit“ viele Vorteile gewähren,58 wo-
durch sich „mancherlei Mißbräuche und Be-
günstigungen der Sträflinge eingeschlichen 
hätten, durch welche die Letzteren verwöhnt 
und zu einer ganz verkehrten Auffassung ih-
rer Lage und Pflichten im Strafhaus gebracht 



Barmherzige Repression 35

wurden.“59 Ausschlaggebend dürften jeden-
falls die organisatorischen und fiskalischen 
Überlegungen des Justizministeriums gewe-
sen sein, das 1865 die Zuständigkeit für die 
Strafanstalten vom Ministerium des Inneren 
übernommen hatte. Aus dieser Sicht war 
durch den Einsatz der frommen Schwestern 
nicht viel zu gewinnen. Da der staatliche 
Personalaufwand kaum geringer war, ver-
ursachten die an die Orden zu bezahlenden 
Pauschalbeträge einen erheblichen Mehrauf-
wand, der in keinem Verhältnis zu den kaum 
wahrnehmbaren Erfolgen bei der bessernden 
Einwirkung auf die Gefangenen stand.

3.3. Rechte und Pflichten der Orden 

Das Ministerium übertrug die gesamte Lei-
tung und Verwaltung an die Orden, die sich 
zur Beaufsichtigung, Versorgung und Be-
schäftigung der Gefangenen verpflichteten. 
Rechtsgrundlage des Arrangements waren 
jene Verträge, die zwischen dem Ministe-
rium auf der einen und den Vertretern der 
jeweiligen Orden auf der anderen Seite ab-
geschlossen wurden und dem strengen Amts-
geheimnis unterlagen.60 Bei den Vertragsver-
handlungen saßen sich die Statthalterei bzw 

– nach dem Übergang der Zuständigkeit für 
das Strafhauswesen auf das Justizministeri-
um – der örtlich zuständige Oberstaatsanwalt 
und die Generaloberin des Mutterhauses der 
Kongregation gegenüber, die ihre Vorschlä-
ge von ihren jeweiligen Vorgesetzten – dem 

59 Schreiben des Wiener Oberstaatsanwalts Dr. Eduard v. Liszt an das Justizministerium vom 25. 1. 1870 betref-
fend die nunmehr vollständig durchgeführte Organisirung der Strafanstalt zu Stein, Zl. 308, StA, AVA, Justiz, 
JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

60 Zugschwerdt, Corporationen 25. Nach dem Übergang der Zuständigkeit auf das Justizministerium wur-
den von diesem die Vereinbarungen mit den Ordensleitungen modifiziert, einige wurden auch gekündigt; 
Wahlberg, Aufzeichnungen 317.

61 § 3 Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein, Zl. 154, ÖStA, AVA, Jus-
tiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956; § 3 Vertrag vom 13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen 
Besserung weiblicher Sträflinge in Neudorf, Zl. 10617, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

62 § 3 Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein; § 4 Vertrag vom 
13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen Besserung weiblicher Sträflinge in Neudorf.

63 § 18 Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein; § 15 und § 17 Vertrag 
vom 13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen Besserung weiblicher Sträflinge in Neudorf.

64 So bspw. § 2 des Vertrags vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein; ganz 
ähnlich § 1 Vertrag betreffend die Regie und Leitung der k.k. Weiber-Strafanstalt in Schwaz (Entwurf), 
Zl. 3292/09, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. 2, Kart. 4002.

65 § 9 Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein, Zl. 154, ÖStA, AVA, Jus-
tiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956; § 2 Vertrag vom 13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen 
Besserung weiblicher Sträflinge in Neudorf, Zl. 10617, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

Innen- bzw Justizministerium auf der einen, 
dem Generalsuperior auf der anderen Seite 

– absegnen lassen mussten. Freilich blieb der 
Orden an die Strafgesetze und Strafvollzugs-
vorschriften gebunden, was in den Verträgen 
unter Verweis auf die einschlägigen Gesetze 
und Instruktionen ausdrücklich bekräftigt 
wurde.61 Abweichungen von wesentlichen 
Bestimmungen über die Behandlung der 
Sträflinge durften nur nach Genehmigung 
durch die Statthalterei bzw. die Oberstaats-
anwaltschaft erfolgen.62 Lediglich die Tages-
ordnung, in der insbesondere die genauen 
Arbeitszeiten sowie die für Gottesdienst, Reli-
gions- und sonstigen Unterricht reservierten 
Stunden geregelt waren, konnte von der Obe-
rin festgelegt werden, wobei sie das Einver-
nehmen mit dem Hauskommissär und dem 
Seelsorger zu suchen hatte.63 

Im Kern verpflichteten sich die Orden dazu, 
„die von den aufgenommenen Sträflingen zu 
verbüßende gerichtlich zuerkannte Strafe an 
denselben unter genauer Beobachtung der je-
weiligen Strafgesetze und der Strafvollzugs-
vorschriften zu vollziehen und zugleich ihr 
unablässiges Streben darauf zu richten, die 
Sträflinge durch religiöse und sittlich ver-
edelnde Einwirkung, durch Unterricht und 
Arbeit […] zur Besserung zu führen.“64 Ne-
ben der Verwahrung, die „vollkommen sicher, 
und in einer die Gefahr einer Entweichung 
ausschließenden Weise“ zu erfolgen hatte,65 
war den Orden somit die Verwirklichung des 
Zwecks der Kriminalstrafe anvertraut, der 



Philip Czech36

nach den im 19. Jahrhundert vorherrschen-
den Ideen nicht mehr nur in der Sühne lag, 
sondern auch in der Besserung. Die Aufga-
ben der Kongregationen umfassten damit 
sichere Verwahrung, Unterricht und Be-
schäftigung, außerdem Verpflegung, Beklei-
dung und medizinische Versorgung. Gegen-
stand der Verträge waren sämtliche Aspekte 
des Strafvollzugs, wobei im Wesentlichen 
jene Bestimmungen übertragen und nur in 
einzelnen Bereichen an die Bedürfnisse der 
Ordensschwestern angepasst wurden, die 
auch in den direkt staatlich verwalteten An-
stalten in Geltung standen. 

Für diese Leistungen der Kongregationen 
bezahlte das Innen- bzw Justizministerium 
einen pauschalen Kostenersatz. Dieses Tag-
geld betrug sowohl in den Männer- als auch 
in den Frauenstrafanstalten zunächst 35 
Kreuzer pro Hafttag und Gefangenem.66 In 
den Anstalten für Männer gab es aufgrund 
der baldigen Kündigung der Verträge wenig 
Anlass für eine Änderung des Kostenersatzes, 
allerdings wurde dieser Anfang der 1860er 
Jahre offenbar zumindest vorübergehend 
auf 40 ¼ Kreuzer erhöht.67 Auch das Entgelt 
für den Betrieb der Frauenanstalten blieb bis 
Ende des 19. Jahrhunderts abgesehen von vo-
rübergehenden Schwankungen weitgehend 
unverändert.68 So war für die Unterbringung 
in Wiener Neudorf auch 1891 wieder der Tag-
satz von 35 Kreuzern zu entrichten.69 Hinwei-
se auf eingehendere Verhandlungen über die 
Höhe dieses Betrags sind, soweit ersichtlich, 
nicht überliefert. Diskussionen entbrannten 

66 § 26 Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein; Bericht der Ober-
staatsanwaltschaft Innsbruck an das Justizministerium vom 24. 10. 1908, Zl. 2683, ÖStA, AVA, Justiz, JM 
Allgemein, Sig. 2, Kart. 4002; Bericht der Oberstaatsanwaltschaft Wien vom 15. 11. 1866 an die Hohe k.k. 
Generalinspection des Gefängniswesens über die Vertragsverhandlungen betreffend die Strafanstalten Stein 
und Neudorf, Zl. 2105, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956; Bericht der k.k. Oberstaatsan-
waltschaft Innsbruck an das Justizministerium über einen neuen Vertrag mit der Kongregation der barmher-
zigen Schwestern bezüglich der k.k. Strafanstalt in Schwaz vom 24. 10. 1908, Zl. 2683, ÖStA, AVA, Justiz, JM 
Allgemein, Sig. 2, Kart. 4002; Zepharovich, Stein, Garsten und Suben 4.

67 Wortmeldung Abgeordneter Schindler, 30. Sitzung der 2. Session am 28. 10. 1863, StenProt AH 1863, 540.
68 Geringfügig erhöht auf 37 Kreuzer wurde 1865 das Verpflegs- und Administrations-Pauschale für die Straf- 

und Zwangsarbeitsanstalt Schwaz: ÖStA, AVA, MdI, Präsidiale 41, Kart. 1070, Nr. 4189. 
69 Schreiben des Niederösterreichischen Landesausschusses an den Oberösterreichischen Landesausschuss 

vom 15. 3. 1891, G 20/7 513, Zl. 9197 ad 1991, OÖLA, Landesausschuss, Kart. 1343. 
70 Bericht der Oberstaatsanwaltschaft Wien vom 15. 11. 1866 an die Hohe k.k. Generalinspection des Gefäng-

niswesens über die Vertragsverhandlungen betreffend die Strafanstalten Stein und Neudorf, Zl. 2105, ÖStA, 
AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

71 Speiseordnung, Anhang zum Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu 
Stein, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

hingegen immer wieder über Art und Aus-
maß der Verköstigung sowie über die Höhe 
des von den Orden aus diesem Pauschalent-
gelt an die Häftlinge auszuzahlenden Über-
verdiensts. 

Die Verpflegung bildete einen erheblichen 
Kostenfaktor mit einigem Einsparungspoten-
tial. Hier stellte sich die staatliche Verwaltung 
auf die Seite der Gefangenen und achtete auf 
angemessene Speiseordnungen, die als Be-
standteile der Verträge ausgehandelt wurden,  
sowie auf deren genaue Einhaltung. So wies 
etwa 1866 der in die Verhandlungen über die 
Anstalt in Stein eingebundene Staatsanwalt 
die Generalinspektion auf bedenkliche Ab-
striche in der vom Orden vorgelegten geän-
derten Speiseordnung hin, da seiner Ansicht 
nach „die Sträflinge einen Abstrich am Ver-
pflegspauschale nicht mir ihrer Gesundheit 
oder selbst mit ihrem Leben zu büßen haben 
dürfen“.70 Um Einsparungsversuchen auf 
Kosten der Insassen zuvorzukommen, regel-
ten die Speiseordnungen bis ins Detail sowohl 
Menge als auch Art der auszugebenden Ver-
köstigung einschließlich der Zubereitung. So 
hatten beispielsweise die Gefangenen in Stein 

„täglich in der Früh 1½ Seitel Einbrennsuppe 
und jeden zweiten Tag einen Laib Brot á 2½ 
Pfund“ zu erhalten, das Mittagessen war für 
jeden Wochentag genau bestimmt. Montags 
beispielsweise waren „1½ Seitel Grieß- oder 
Erdäpfelsuppe“ nebst „3 Knodel á 5 Loth 
(mit 1 Loth Butter geschmalzen)“ auszuge-
ben.71 Selbst die Menge der Zutaten wurde 
bis ins kleinste Detail niedergeschrieben (für 
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die Grießsuppe 1 Seitl Weizengrieß, 2¼ Loth 
Schmalz, 2 Loth Zwiebel, 4 Loth Grünzeug, 
2½ Loth Salz). Erkrankte Sträflinge erhielten 
auf ärztliche Anordnung eine Krankenkost, 
die in einer eigenen Speiseordnung geson-
dert normiert war. Die der Verköstigung bei-
gemessene Bedeutung kam auch in den Vor-
kehrungen zur Überwachung derselben zum 
Ausdruck. Der staatliche Inspektor und der 
Hausarzt hatten „täglich die den Sträflingen 
verabreichte Kost nach ihrer gesunden und 
nahrhaften Beschaffenheit zu prüfen“.72 

Der Verpflichtung der Kongregationen, die 
Gefangenen dem Strafzweck entsprechend 
zu beschäftigen, entsprach ein Anspruch auf 
Nutzung ihrer Arbeitskraft und auf die er-
wirtschafteten Gewinne.73 In den Verträgen 
wurde sowohl der Umfang der Arbeitspflicht 
als auch der Anspruch der Gefangenen auf 
einen sogenannten Überverdienst in einer 
den üblichen Gegebenheiten entsprechenden 
Weise festgelegt.74 Beim Überverdienst han-
delte es sich um einen Anteil des Gefangenen 
an dem von ihm erwirtschafteten Gewinn, 
der die Motivation steigern sollte. Zwischen 
der Hälfte und drei Viertel davon konnten 
für kleine Genüsse wie Lebensmittel, Alko-
hol und Tabak ausgegeben werden, der Rest 
wurde als Vorsorge für die Haftentlassung 
angespart. Das Bestreben der Kongregatio-
nen, diese Belohnungen möglichst niedrig zu 
halten, führte immer wieder zu Diskussionen 
mit der Staatsverwaltung. Zwar war in den 
Verträgen eine Mindesthöhe festgelegt, die 
beispielsweise in Stein bei 6 Kreuzern und in 

72 § 11 Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein; § 12 Instruktion für 
den Inspektor der Strafanstalt Stein, Nr. 3816, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

73 § 13 Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein; § 23 Vertrag vom 
13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen Besserung weiblicher Sträflinge in Neudorf.

74 §§ 13f Vertrag vom 20 .12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein; §§ 15f Vertrag vom 
13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen Besserung weiblicher Sträflinge in Neudorf.

75 § 14 Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein; Schreiben der Ober-
staatsanwaltschaft Wien an das Justizministerium vom 14. 12. 1872, Zl. 5064, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allge-
mein, Sig. II-15, Kart. 3824.

76 Vgl. Schreiben der Oberstaatsanwaltschaft Wien an das Justizministerium vom 14. 12. 1872, Zl. 5064, ÖStA, 
AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3824.

77 Schreiben des Oberstaatsanwalts in Wien an das Justizministerium vom 19. 1. 1866 in Betreff der Sicherstel-
lung der Bedürfnisse in der in eigene Regie des Staats zu übernehmenden Strafanstalt Garsten, Z. 11126, StA, 
AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

Wiener Neudorf bei 5 Kreuzern pro Tag lag,75 
über die genaue Berechnung konnte aber 
durchaus diskutiert werden.76 

Freie Hand hatten die Orden bei der Wahl der 
Beschäftigung. Die Insassen waren einerseits 
in der Anstalt auf Rechnung des Ordens tätig, 
andererseits wurde ihre Arbeitskraft von ört-
lichen Gewerbetreibenden gepachtet. Solche 
Vereinbarungen bestanden etwa in Garsten, 
wo ein Goldleistenfabrikant, ein Steyrer Po-
samentier und ein Bürstenbinder insgesamt 
rund 250 Gefangene beschäftigten.77 Dane-
ben wurde – ebenso wie unter staatlicher Re-
gie – ein nicht unerheblicher Teil der Gefan-
genen zu Arbeiten zur Aufrechterhaltung des 
Anstaltsbetriebs herangezogen. 

3.4. Organisation und Personal der 
ausgegliederten Strafanstalten

Die Übernahme von Strafanstalten durch die 
Kongregationen brachte erhebliche Anpas-
sungen in Organisation und Verwaltung mit 
sich. Unterschiede zwischen den ausgelager-
ten Anstalten bestanden dabei nur im Hin-
blick auf die unmittelbare Beaufsichtigung 
von Frauen oder Männern, nicht aber bei 
der Leitung und staatlichen Aufsicht. Keine 
Abweichungen gab es hinsichtlich der aufzu-
nehmenden Gefangenen. Dem allgemeinen 
System entsprechend war für jede einzelne 
Anstalt vertraglich festgelegt, welche nach 
Geschlecht und Strafhöhe bestimmten Kate-
gorien von Verurteilten unterzubringen wa-
ren, wobei die Zuweisung im Einzelfall Sache 
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der Gerichte bzw. Behörden blieb. Eine gene-
relle Beschränkung auf Gefangene katholi-
schen Glaubens war nicht vorgesehen.

Im Hinblick auf die Besitzverhältnisse an den 
herangezogenen Räumlichkeiten lässt sich 
keine einheitliche Vorgangsweise feststellen. 
Zum Teil konnte auf Gebäude zurückgegrif-
fen werden, die sich bereits im Eigentum des 
Ärars befanden, zum Teil wurden Liegen-
schaften angemietet oder gekauft. So war bei-
spielsweise die Anstalt Wiener Neudorf in ei-
nem eigens von der Kongregation zu diesem 
Zweck erworbenen Schloss untergebracht, 
während das ehemalige Kloster Suben vom 
Ärar angekauft wurde, um dort eine Strafan-
stalt einzurichten.78

Die Leitung lag in den Händen der jewei-
ligen Oberin, die dabei entsprechend den 
internen Regeln der Kongregation den An-
ordnungen ihrer Vorgesetzten unterworfen 
war. Zur unmittelbaren Kontrolle war ein 
staatlicher Inspektor berufen.79 Während in 
den Anstalten für männliche Sträflinge von 
Anfang an ein solches Organ bestellt wurde,80 
erfolgte die Einführung dieses Amts in den 
Frauenanstalten erst nach der Übernahme 
der Zuständigkeit durch das Justizministeri-
um im Zuge der zehn Jahre nach deren Ab-
schluss anstehenden Revision der Verträge.81 
Der für jede einzelne von einer Kongregati-
on verwaltete Anstalt zu bestellende Inspek-
tor agierte als unmittelbares Aufsichts- und 

78 Schreiben des k.k. Amtsvorstehers Linz vom 19. 6. 1855 an das Bezirksamt Schärding, Nr. 5108, OÖLA, Be-
zirksamt Schärding, Kart. 16: Verschiedene Staatsgebäude 1828–1861, XIV C 1855. 

79 Schriftverkehr zwischen Staats- und Justizministerium, Zl. 4314/1865, ÖStA, AVA, MdI Präsidialakten, 
Kart. A 1070; Senfelder, Wiener-Neudorf 31f.

80 Schreiben Staatsminister Belcredi an Justizminister Komers vom 24. 9. 1865, Z. 4314/1865, ÖStA, AVA, BMI 
Präsidialakten, Kart. A 1070.

81 Justizministerium, Statistische Übersicht 1868, 3. Nur in Schwaz wurde erst 1909 die Stelle eines Inspektors 
„systematisiert“, nachdem eine Inspektion des Oberstaatsanwalts gezeigt hatte, dass die „Anomalie, daß die-
se Weiberstrafanstalt eines ständigen staatlichen Aufsichtsorganes entbehrt, nicht weiter bestehen“ könne 
(Schreiben des Justizministeriums an das Finanzministerium vom 19. 5. 1908, Zl. 1056/08, ÖStA, AVA, Justiz, 
JM Allgemein, Sig. 2, Kart. 4002).

82 Instruktion für den Inspektor der Strafanstalt Stein vom 4. 10. 1868, Nr. 3816, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allge-
mein, Sig. II-15, Kart. 3956; Instruktion für den Inspektor der k.k. Weiberstrafanstalt in Schwaz (Entwurf), 
ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. 2, Kart. 4002; Instruction für den in der k.k. Strafanstalt zu Lancovitz 
angestellten k.k. Inspecteur und Controlor vom 29. 12. 1866, http://data.onb.ac.at/rep/108B7E89 (16. 5. 2025). 

83 § 5 Instruktion für den Inspektor der Strafanstalt Stein.

Überwachungsorgan des Justizministeriums. 
Seine Aufgaben und Befugnisse waren in 
detaillierten Dienstinstruktionen festgelegt.82 
Er hatte im Wesentlichen die Funktion, „auf 
das genaueste darüber zu wachen“, dass die 
vertraglichen Verpflichtungen „genau und 
gewissenhaft erfüllt werden“ und die Be-
handlung der Gefangenen den Vorschriften 
entsprach.83 Dabei sollte er die Schwestern 
eifrig unterstützen und soweit wie mög-
lich ein „freundliches Einvernehmen“ mit 
der Oberin pflegen. Nur wenn sich etwaige 
Missstände auf diesem Wege nicht beheben 
ließen, hatte er Meldung an den Hauskom-
missär bzw. den Oberstaatsanwalt zu erstat-
ten. Eine Kompetenz zur direkten Erteilung 
von Anweisungen an die Schwestern oder die 
Oberin bestand nicht, auch den Gefangenen 
selbst konnte er keine Befehle erteilen. Hinge-
gen war er damit betraut, deren Beschwerden 
anzuhören und wenn möglich für Abhilfe zu 
sorgen. Besonderes Augenmerk hatte er der 
Verwendung der Gefangenen zur Arbeit, ih-
rer korrekten Entlohnung und Verköstigung 
sowie der Versorgung der Kranken zu schen-
ken. Außerdem zählte es zu seinen Aufgaben, 
die Kanzleigeschäfte zu führen, Berichte zu 
erstellen, seine Vorgesetzten über alle rele-
vanten Vorkommnisse in Kenntnis zu setzen 
und über die ordnungsgemäße Instandhal-
tung der vom Ärar zur Verfügung gestellten 
Baulichkeiten zu wachen. Eine Besonderheit 
bestand hinsichtlich der Disziplinargewalt, 
die vom Inspektor im Einvernehmen mit 
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der Oberin ausgeübt wurde.84 Bevor auch 
in den Frauenanstalten Inspektoren ihr Amt 
antraten, lag die Disziplinargewalt alleine in 
der Hand der Oberin. Die zu beobachtenden 
Schwierigkeiten waren ein Grund dafür, die 
staatliche Aufsicht über die Strafanstalten für 
Frauen zu intensivieren. Diese ergaben sich 
nicht zuletzt aus dem Ausschluss der stren-
geren Disziplinarstrafen, deren Vollziehung 
man den Orden aus Rücksicht auf deren 

„Regeln und Einrichtungen“ nicht zumuten 
wollte. Daher waren beispielsweise in Wie-
ner Neudorf nur Verweise und Fasten mög-
lich. So sich strengere Disziplinarstrafen als 
notwendig erwiesen, war der Orden gehalten, 
um „die Uibersetzung in eine weltliche Straf-
anstalt anzusuchen“.85 

Als Bindeglied zwischen dem örtlichen In-
spektor und dem Ministerium fungierten 
wie bei allen Strafanstalten zunächst die po-
litischen Behörden in den Ländern, ab dem 
Übergang des Strafvollzugswesens auf das 
Justizministerium der örtlich zuständige Ober -
staatsanwalt und der Staatsanwalt als „Haus-
kommissär“. Sie hatten auf die Einhaltung der 
Verträge zu achten, über Abänderungen und 
Verlängerungen zu verhandeln und regelmä-
ßige Inspektionen durchzuführen.86 Bei die-
ser Gelegenheit konnten auch Beschwerden 
seitens der Gefangenen vorgebracht werden, 
was in der Praxis aber sehr selten der Fall 
gewesen sein dürfte.87 Ob dies tatsächlich an 
der allgemeinen Zufriedenheit lag oder eher 
an der geringen Aussicht, Gehör zu finden, 
und an der Furcht vor Repressalien, lässt sich 
in Ermangelung überlieferter Egodokumen-

84 § 1 Verordnung des Ministeriums des Inneren vom 4. 7. 1860, RGBl. 173/1860. Diese Verordnung ging den 
vertraglichen Bestimmungen vor, die dennoch nach und nach angepasst wurden: Vertrag über die fernere 
Uebertragung der Leitung der kk. Straf- und Besserungsanstalt zu St. Martin bei Schwaz an die barmherzi-
gen Schwestern, Zl. 4189/1866, ÖStA, AVA, BMI Präsidialakten, Kart. A 1070.

85 § 19 Vertrag vom 13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen Besserung weiblicher Sträflinge in 
Neudorf. 

86 Der Hauskommissär hatte zumindest einmal monatlich die in seinem Zuständigkeitsbereich liegenden An-
stalten zu besuchen und sich dabei umfassend informieren zu lassen. Der Oberstaatsanwalt war zu jährlichen 
Inspektionen verpflichtet. Näher zu den jeweiligen Aufgaben siehe Leitmaier, Gefängniskunde 566–576. 

87 Vgl. die Berichte des Oberstaatsanwalts Innsbruck über die Visitationen der Strafanstalt Schwaz in ÖStA, 
AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. 2, Kart. 4002.

88 Wiener Medizinische Wochenschrift, Außerordentliche Beilage zu Nr. 46 vom 12. 11. 1864, 20–24.
89 Bericht der k.k. Oberstaatsanwaltschaft Graz an das Justizministerium vom 22. 3. 1881, Zl. 789, ÖStA, AVA, 

Justiz, Kart. 813.

te (ehemaliger) Gefangener schwer rekonst-
ruieren. Dass die Zustände aber wirklich so 
tadellos waren, wie die Berichte suggerieren, 
erscheint doch zweifelhaft. Ein interessantes 
Licht darauf werfen die Aussagen einiger 
ehemaliger Insassinnen der Strafanstalt in 
Wiener Neudorf, die im aufsehenerregenden 
Presseprozess gegen die Wiener Medizinische 
Wochenschrift als Zeuginnen geladen waren. 
Mehrere von ihnen gaben übereinstimmend 
an, dass die Inspektionen für die Schwestern 
nicht überraschend kamen, die Gefangenen 
an diesen Tagen besser eingekleidet und ver-
köstigt wurden und sie keine Beschwerden 
vorbrachten, weil dies Bestrafungen nach 
sich gezogen hätte.88 

Während es somit bei der Leitung und Auf-
sicht kaum Unterschiede zwischen Frauen- 
und Männeranstalten gab, wurde im Hin-
blick auf die Bewachung der Gefangenen 
differenziert. Bei den Frauengefängnissen 
wurde generell von einem geringeren Ge-
fahrenpotential ausgegangen. Da aufgrund 
der „bei Weibern viel regere[n] Phantasie 
und Eindrucksfähigkeit mit weit geringeren 
Mitteln der beabsichtigte Erfolg erzielt wer-
den kann“, würden „einige männliche Auf-
seher vollkommen genügen, einer größeren 
Anzahl von Weibern zu imponiren“.89 Der 
Einsatz männlicher Wärter beschränkte sich 
daher auf den Wachdienst am Eingang, die 
Aufsicht im Inneren wurde hingegen von 
den Schwestern selbst erledigt, die gegen-
über den Gefangenen die Stellung als „ob-
rigkeitliche Personen“ genossen, was einen 
stärkeren strafrechtlichen Schutz im Fall von 
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Beleidigungen, tätlichen Angriffen oder sons-
tigen Widersetzlichkeiten mit sich brachte.90 
Wie viele Männer zur äußeren Bewachung 
abzustellen waren, wurde vertraglich fest-
gelegt. So hatte etwa die Kongregation in 
Schwaz für drei männliche Aufseher am Tor 
zu sorgen. 1909 wurde diese Zahl auf zwei 
reduziert, nachdem jahrzehntelang auf einen 
dritten Wärter verzichtet worden war.91 In 
Wiener Neudorf war „behufs der Erzielung 
der größtmöglichen Sicherheit und der Ver-
hütung von Ausbruchsversuchen, dann der 
Hintanhaltung störender Einwirkungen von 
außen […] eine genügende Anzahl männli-
cher Wächter unterzubringen.“ Vertraglich 
verpflichtet wurde der Orden zur Einstel-
lung von fünf Wachmännern, doch wurde 

„sich von der Staatsverwaltung ausdrücklich 
vorbehalten, auf eine größere Anzal [sic!] zu 
dringen, wenn Rücksichten der Sicherheit es 
notwendig erscheinen laßen“.92 Alle diese 
männlichen Aufseher wurden von den Orden 
rekrutiert, vereidigt und auch wieder entlas-
sen, waren von diesen aus den ihnen zukom-
menden Pauschalbeträgen zu bezahlen und 
unterstanden den Weisungen und der Diszi-
plinargewalt der Ordensschwestern.93 

Im Gegensatz dazu bedurfte es in den großen 
Anstalten für Männer deutlich mehr männli-
chen Wachpersonals, da hier weiterhin männ-
liche Aufseher und Wächter ihren Dienst ver-
sahen, während sich die Schwestern lediglich 
um die „Erziehung“ der Gefangenen, deren 
Beschäftigung und Verköstigung kümmer-

90 § 5 Vertrag vom 20. 12. 1866 über die Regie und Leitung der k.k. Strafanstalt zu Stein; § 5 Vertrag betreffend 
die Regie und Leitung der k.k. Weiber-Strafanstalt in Schwaz, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, 
Kart. 3956.

91 Bericht der k.k. Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck an das Justizministerium vom 24. 10. 1908, Zl. 2683, ÖStA, 
AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. 2, Kart. 4002. 

92 § 6 Vertrag vom 13. 11. 1865 in Betreff der Verwahrung und sittlichen Besserung weiblicher Sträflinge in 
Neudorf, Zl. 10617, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. II-15, Kart. 3956.

93 Schreiben der k.k. Statthalterei an das k.k. Bezirksamt in Scheerding vom 18. 12. 1856, Nr. 22645, OÖLA, 
Bezirksamt Schärding, Kart. 16: Verschiedene Staatsgebäude 1828–1861, XIV C 1855; Kaserer, Justizverwal-
tung 84; Zugschwerdt, Corporationen 43.

94 So umfasste der Personalstand der mit rund 750 männlichen Gefangenen belegten Strafanstalt Karthaus 
1861/62 neben den 20 Ordensschwestern 1 Wachtmeister, 6 Oberaufseher und 49 Aufseher, außerdem wurde 
die Anstalt außen von Militär bewacht; Wahlberg, Aufzeichnungen 110.

95 So bemühte sich die Oberstaatsanwaltschaft anlässlich der Neuverhandlung des Vertrags über die Strafan-
stalt Schwaz um die Aufnahme einer entsprechenden Klausel, war damit aber nicht erfolgreich: Schreiben 
des Oberstaatsanwalts Innsbruck an das Justizministerium vom 3. 11. 1909, Zl. 3292, ÖStA, AVA, Justiz, JM 
Allgemein, Sig. 2, Kart. 4002.

96 Schreiben Bischof Rudigiers an Statthalter Eduard Freiherr v. Bach vom 15. 4. 1857, Nr. 1798, OÖLA, Statt-
halterei Präsidium, Kart. 377, Fasz. 8 F, 1627/1858.

ten.94 Aufgrund dieses als geboten erachteten 
erheblichen Personalaufwands in den Straf-
anstalten für Männer, für deren Bezahlung 
der Strafhausfonds neben dem an die Orden 
zu entrichtenden Pauschalbetrag aufzukom-
men hatte, waren diese Auslagerungen für 
den Staat wesentlich weniger attraktiv als 
bei den Frauenanstalten. Darin lag einer der 
Hauptgründe für die vergleichsweise rasche 
Abkehr von diesem Modell. 

Eine unmittelbare Einwirkung auf die Be-
stellung der Oberin und die Auswahl der 
Schwestern war der staatlichen Verwaltung 
verwehrt. Das Ministerium und die nachge-
ordneten Stellen hatten hier kein Mitsprache-
recht, sofern ein solches nicht ausnahmswei-
se im Vertrag festgehalten war.95 Im Fall von 
Verfehlungen der Oberin konnten die Behör-
den lediglich auf eine Abberufung drängen, 
waren dazu aber auf das Entgegenkommen 
der Ordensoberen bzw. der kirchlichen Hie-
rarchie angewiesen. Wie solche Interventio-
nen abliefen, lässt sich exemplarisch anhand 
der Strafanstalt Suben nachzeichnen, wo es 
im März 1857 zu – leider nicht näher rekon-
struierbaren – Missständen gekommen war. 
Zunächst versuchte der Linzer Bischof Ru-
digier die Lage zu beruhigen, indem er der 
Statthalterei mitteilte, ein von ihm entsand-
ter Lazaristenpater habe alles in bester Ord-
nung vorgefunden und von seiner Vollmacht, 

„nothfalls eine Änderung in der Klostervor-
stehung zu bewerkstelligen“, keinen Ge-
brauch machen müssen.96 Für Innenminister 
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Bach war die Causa damit aber keineswegs 
erledigt. Er nahm zwar zur Kenntnis, dass 
sich die damaligen Unordnungen im Kloster 
nicht wiederholt hätten, betonte aber, dass 
es ihn „doch im höchsten Grade befremden 
müsse, daß von Seite des Mutterhauses in 
Angers die bisherige Oberin sowohl, als auch 
die bei den gedachten ärgerlichen Auftritten 
beteiligt gewesene Schwester in Suben belas-
sen worden sind“. Doch auch der Minister 
musste sich damit begnügen, den Statthal-
ter aufzufordern, „mit dem Herrn Bischof 
in Linz dießfalls Rücksprache zu pflegen 
und ein Einvernehmen mit demselben zu  
bewirken“, damit die Entfernung der beiden 
Schwestern „so schnell als möglich in 
Ausführung gebracht werde“.97 Rudigier ver-
sicherte, bereits auf eine Ablöse gedrängt zu 
haben, was seitens des Mutterhauses in An-
gers auch zugesichert worden sei. Nach wei-
teren Verzögerungen konnte er schließlich 
im Oktober 1858 über die Ankunft der neu-
en Oberin berichten, womit „nun keine der 
Frauen zum guten Hirten, welche die Haft-
anstalt in Suben im Jahre 1856 übernommen 
haben, mehr in derselben [ist]“.98 

3.5. Behandlung der Gefangenen

Was die Behandlung der Gefangenen, den 
Tagesablauf sowie Rechte und Pflichten der 
Schwestern betraf, bestanden zumindest 
formell kaum Unterschiede zu den unter di-
rekter staatlicher Verwaltung stehenden Ein-
richtungen. Maßgeblich waren die Haus- und 
die Dienstordnungen, die von den Staatsan-
waltschaften verfasst und vom Ministerium 
formell erlassen wurden.99 Inhaltlich unter-
schieden sich die Hausordnungen der unter 
geistlicher Verwaltung stehenden Anstal-
ten – abgesehen von den religiösen Übun-
gen – nicht wesentlich von den in anderen 
Gefängnissen herrschenden Reglements. Die 

97 Schreiben des Innenministeriums an den Statthalter vom 6. 2. 1858, Nr. 686, OÖLA, Statthalterei Präsidium, 
Kart. 377, Fasz. 8 F, 1627/1858.

98 Schreiben Bischof Rudigiers an Statthalter Eduard Freiherrn v. Bach vom 20. 2. 1858, Nr. 26 Pr, und vom 
12. 10. 1858, Nr. 139 Pr, OÖLA, Statthalterei Präsidium, Kart. 377, Fasz. 8 F, 1627/1859.

99 Vgl. Hausordnung für die k.k. Strafanstalt zu Neudorf vom 29.2.1868, beruhend auf dem Justizministerial-
Erlass vom 16. 2. 1868, Zl. 718, ÖStA, AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig II-15, Kart. 3956.

100 § 25 und § 32 Hausordnung für die k.k. Weiberstrafanstalt in Schwaz vom 2. 6. 1906, JM Zl. 28791/5, ÖStA, 
AVA, Justiz, JM Allgemein, Sig. 2, Kart. 4003.

101 Wahlberg, Aufzeichnungen 99; Zugschwerdt, Corporationen 44.

Schwestern legten Wert auf einen täglich um 
6:00 Uhr stattfindenden katholischen Gottes-
dienst, der obligatorisch zu besuchen war.100 
Außerdem waren ein Morgen-, ein Tisch- und 
ein Abendgebet vorgesehen. Auf Angehörige 
anderer Konfessionen wurde insofern Rück-
sicht genommen, als diese nicht an den ka-
tholischen Messen und Gebeten teilnehmen 
mussten und zumindest von Zeit zu Zeit ein 
ihrem Glauben entsprechender Gottesdienst 
stattfinden sollte. 

4. Debatten über das Engagement  
der Kongregationen 

Schon vor den ersten Auslagerungen wurde 
Kritik laut, die sich einerseits gegen das religi-
öse Element richtete und andererseits Zweifel 
an der praktischen Eignung der Kongregatio-
nen und den behaupteten fiskalischen Vortei-
len anmeldete. Vertreter der Gefängniskunde 
bemängelten zudem ganz generell die pacht-
weise Überlassung von Strafanstalten, da der 
Staat damit die Kontrolle über den korrekten 
Strafvollzug aus der Hand gäbe und die Or-
den oft ihre eigenen – vor allem finanziellen 

– Interessen vor jene an einem gesetzeskonfor-
men und an den Vollzugszielen orientierten 
Strafvollzug stellen würden. Anders als in 
Frankreich, das als Vorbild herangezogen 
worden war, hatte man es nach Ansicht der 
Kritiker in Österreich verabsäumt, sich aus-
reichenden Einfluss auf die Arbeit der Orden 
zu sichern. So gab es weder konkrete inhalt-
liche Vorgaben noch eine Möglichkeit, die 
Auswahl der Anstaltsleiterin oder die Zahl 
und Qualifikation der beschäftigten Ordens-
schwestern zu beeinflussen.101 

Die ersten Erfahrungen waren kaum geeig-
net, die Kritiker zum Verstummen zu brin-
gen, hatten die Schwestern doch gerade in 
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den Anfangsjahren massive Schwierigkeiten, 
Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten. Wie 
der zuständige Staatsminister Josef Ritter von 
Lasser 1863 im Abgeordnetenhaus einräumte, 
lag in der raschen Ausweitung der Übergabe 
von Anstalten an Orden nach Abschluss des 
Konkordats „eine Quelle mancher Übelstän-
de, die sich in der Wirklichkeit herausgestellt 
haben“. Diese dynamische Entwicklung sei 
einer sorgfältigen Rekrutierung im Weg ge-
standen, weshalb „Elemente in diese Con-
gregation aufgenommen und in Wirksamkeit 
gesetzt wurden, denen jener innere Beruf 
fehlte“, den Lasser „als die Grundbedingung 
des gedeihlichen, von religiösen Motiven ge-
tragenen Wirkens“ erachtete.102

Den sichtbarsten Ausdruck fanden diese Miss-
stände in diversen Revolten. So kam es 1857 in 
Stein „unter den Sträflingen zu so ernsthaften 
Renitenzen, daß die sanfte Zucht der Schwes-
tern nicht durchzudringen vermochte, und 
vielmehr energische Assistenz aufgeboten 
werden mußte.“103 Auch in Suben ereignete 
sich im selben Jahr ein Krawall, bei dem „sich 
mehrere von den Sträflingen über die Kost 
und das Brot beschwert [haben], welches ih-
rer Äußerung nach schlecht und ungenieß-
bar sein soll; andere klagten über Hunger 
und drohten, aus den Fenstern um Hülfe zu 
rufen, damit die Leute vernehmen, wie hart 
man sie behandle.“104 Im März desselben Jah-
res kam es aufgrund „schwerer Verirrungen“ 
der Oberin und ihrer Untergebenen erneut 
zu einer problematischen Situation, die – wie 
oben bereits geschildert – in deren Ablöse 
resultierte.105 Zum Teil waren die Probleme 
der Kongregationen auf schwer vermeidba-
re Startschwierigkeiten zurückzuführen, die 
nach wenigen Jahren überwunden werden 
konnten. So lieferte bereits im Juni 1857 die 
neuerliche Inspektion der Haftanstalt Suben 

102 30. Sitzung der 2. Session am 28. 10. 1863, StenProt AH 1863, 536f.
103 Allgemeine Zeitung (Augsburg) Nr. 46 v. 15. 2. 1857, 724.
104 Schreiben an das k.k. Landespräsidium, Nr. 282/352 Präs 1857, OÖLA, Statthalterei Präsidium, Kart. 377, 

Fasz. 8 F.
105 Schreiben Bischof Franz Josef Rudigiers an Statthalter Eduard von Bach vom 20. 2. 1858, Nr. 3263 Pr, OÖLA, 

Statthalterei Präsidium, Kart. 377, Fasz. 8 F.
106 Bericht vom 16. 6. 1857 über die Inspektion der Strafanstalt Suben, Nr. 3026, OÖLA, Statthalterei Präsidium, 

Kart. 377, Fasz. 8 F, 1627/1859.
107 Zugschwerdt, Corporationen 30; vgl. die Wortmeldung des Abgeordneten Kardinal Rauscher im Herren-

haus anlässlich der Debatte über das Budget für den Strafvollzug, 13. Sitzung der 2. Session am 5. 1. 1864, 
StenProt HH 1864, 209f.

„ein in jeder Hinsicht zufriedenstellendes Re-
sultat“, was […] dem Umstand zuzuschrei-
ben ist, daß die Frauen vom guten Hirten sich 
nunmehr schon mit den Verhältnissen besser 
vertraut gemacht haben, und durch die Ver-
mehrung der Schwestern, derer neuerdings 
4 aus dem Mutterhause zu Angers angekom-
men sind, sich nun auch in der Lage befinden, 
die Leitung und Verwaltung der Anstalt be-
sorgen zu können, ohne gänzlich ihre Kräfte 
aufzureiben.“106 Ungeachtet solch positiver 
Berichte, die einen nicht sonderlich kritischen 
Blick der Aufsichtsbehörden offenbaren, blieb  
das Engagement der Religiosen in den Haft-
anstalten bis Mitte der 1860er Jahre ein in Po-
litik und Fachwelt umstrittenes Thema. Dass 
gerade diesem Aspekt des Strafvollzugs so 
große Aufmerksamkeit zuteilwurde, während 
das Schicksal der Gefangenen ansonsten eher 
im Dunkeln blieb, lag wohl in erster Linie an 
der damit untrennbar verbundenen Frage des 
Verhältnisses zwischen Staat und Kirche, die 
auch nach Abschluss des Konkordats von 
1855 auf der politischen Tagesordnung blieb. 
Dementsprechend waren die vertretenen Stand-
punkte stark von der jeweiligen Nähe zur ka-
tholischen Kirche beeinflusst. 

Während die Regierung, unterstützt von Expo-
nenten der Amtskirche und dem Herrenhaus, 
die Meriten der Ordensschwestern nicht 
an zweifelte und sowohl die finanziellen 
Ersparnisse des Fiskus als auch die mit der 
geistlichen Einwirkung verbundenen Besse-
rungserfolge betonte,107 wurden diese Vor-
teile seitens der Mehrheit im Abgeordneten-
haus massiv in Frage gestellt. Dabei konnten 
sie sich auf Ansichten stützen, die von den 
wichtigsten Exponenten der Gefängniskun-
de, deren Anschauungen häufig auf persön-
lichen Erfahrungen als leitende Beamte be-
ruhten, vertreten wurden. Beistand kam auch 
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von der liberalen Presse, die mit ihrer Kritik 
an den herrschenden Zuständen gelegentlich 
ins Visier der Staatsanwaltschaften geriet.108 
In den offiziösen Zeitungen und Kirchenblät-
ter waren hingegen bloß unkritische Berichte 
über die großen Erfolge der Orden und die 
Zufriedenheit der Gefangenen zu lesen. So 
sah sich die Salzburger Landes-Zeitung 1857 
durch eine kritische Bemerkung in der Augs-
burger Allgemeinen Zeitung zu einer Entgeg-
nung veranlasst. Der Augsburger Redakteur 
hatte anlässlich einer Revolte in der unter der 
Obhut der frommen Schwestern stehenden 
Strafanstalt Stein die Frage aufgeworfen, „ob 
nicht mit der Zeit der ganze Versuch wieder 
aufgegeben werden wird“.109 Dieser Hoff-
nung trat die Salzburger Landes-Zeitung vehe-
ment entgegen, wobei sie betonte, dass „über 
alle diese Anstalten […] die amtlichen Berich-
te so günstig lauten und die wiederholt vor-
genommenen Untersuchungen so erfreuliche 
Resultate ergeben haben“, weshalb „sich die 
Staatsverwaltung durch die bisher gemach-
ten Erfahrungen nur ermuntert und aufgefor-
dert finden [könne], auf der betretenen Bahn 
unaufgehalten fortzuschreiten“.110 

Tatsächlich zeichneten die amtlichen Rap-
porte über Inspektionen der Haftanstalten 
ein recht optimistisches, wohl primär auf 
die Beruhigung der Adressaten abzielendes 
Bild. So berichtete der Inspektor über einen 
am 30. März 1858 durchgeführten Besuch 
der Strafanstalt Suben, es gebe nichts zu be-
anstanden und versicherte, dass „bei den 
Frauen, welche mit der Leitung der Anstalt 
betraut sind, wohl ihr regster Eifer in Erfül-
lung ihres Berufes, jedoch keine Spur reli-

108 So führte die vom Redakteur der Wiener Medizinischen Wochenschrift, Dr. Wittelshöfer, wiederholt geäu-
ßerte Kritik (Wiener Medizinische Wochenschrift Nr. 26 v. 25. 6. 1864, 412f., Nr. 30 v. 27. 7. 1864, 494) zu einer 
längeren, publizistisch ausgetragenen Kontroverse, die schließlich in der Verurteilung des Redakteures in 
einem Presseprozess mündete. Das Protokoll der Schlussverhandlung ist abgedruckt in der Außerordentli-
chen Beilage zu Nr. 46 der Wiener Medizinischen Wochenschrift vom 12. 11. 1864. 

109 Allgemeine Zeitung Nr. 46 v. 15. 2. 1857.
110 Salzburger Landes-Zeitung Nr. 44 v. 24. 2. 1857.
111 Bericht über die Inspizierung der Strafanstalt Suben, OÖLA, Statthalterei Präsidium, Kart. 377, Fasz. 8 F, 

1627/1858, Nr. 1066. 
112 Salzburger Kirchenblatt Nr. 10 v. 11. 3. 1857, 78.
113 So z.B. Mittermaier, Zustand des Gefängniswesens 485f. (FN 98); Wittelsdörfer, Wiener Medizinische 

Wochenschrift Nr. 30 v. 27. 7. 1864, 493f.
114 30. Sitzung der 2. Session am 28. 10. 1863, StenProt AH 1863, 529, 541; Neue Freie Presse (Morgenblatt), 

Nr. 154 v. 2. 2. 1865.
115 Neue Freie Presse (Morgenblatt), Nr. 154 v. 2. 2. 1865.

giöser Schwärmerei zu finden ist, und die 
Staatsverwaltung in dieser Beziehung wohl 
vollkommen beruhigt sein kann.“111 Bemer-
kenswert ist dies insofern, als zwei Wochen 
vor dieser Inspektion eine „40stündige Anbe-
tung der Allerheiligsten“ stattgefunden hatte, 
bei der „durch den Gesang der […] weibli-
chen Sträflinge, die Herzen der Anbeter zur 
Andacht gestimmt wurden“.112 Offensichtlich 
herrschten unterschiedliche Auffassungen 
darüber, was unter „religiöser Schwärmerei“ 
zu verstehen war. Allerdings spielte die reli-
giöse Komponente, sowohl hinsichtlich des 
Verhältnisses zwischen Staat und Kirche als 
auch der praktischen Ebene der Beeinflus-
sung der Gefangenen in den Auseinanderset-
zungen eine bloß untergeordnete Rolle. Nur 
vereinzelt wurde Kritik an einer Verfolgung 
religiöser Ziele der Orden geäußert und ein-
zelne Kritiker warfen den Schwestern vor, die 
Betonung von Frömmigkeit und die häufigen 
Gebete würden bloß zu Scheinheiligkeit und 
Heuchelei der Insassen führen, ohne eine 
echte Läuterung zu bewirken.113 

Im Abgeordnetenhaus herrschte eine beinahe 
einhellige Ablehnung des Engagements der 
Orden im Strafvollzug, was sich nicht zuletzt 
bei den Budgetberatungen manifestierte, aus 
deren Anlass das Parlament die Regierung 
ab 1861 wiederholt mittels Resolution auffor-
derte, die „aus finanziellen und administra-
tiven Gründen als zweckwidrig“ angesehe-
nen Verträge aufzulösen.114 Für die Neue Freie 
Presse war das Abgeordnetenhaus mit dieser 
Forderung „sicherlich ein getreuer Dolmet-
scher der öffentlichen Meinung“.115 Dass die-
ses Thema gerade in den Debatten über den 
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Staatsvoranschlag hochkochte, deutet schon 
auf den fiskalischen Aspekt hin. Immer wie-
der wurde von Abgeordneten die angebli-
che Kostenersparnis als Wunschvorstellung 
demaskiert. Der Staat erspare sich durch 
die Verpachtung an die Orden nichts, son-
dern die Kosten pro Hafttag würden sogar 
höher liegen als bei einer direkten staatlichen 
Verwaltung. Für die Orden sei der Betrieb der 
Anstalten hingegen aufgrund der vom Staat 
gewährten Taggelder und der Überlassung 
der Arbeitskräfte der Gefangenen ein gutes 
Geschäft, was umso problematischer sei, als 
die erzielten Gewinne zu den Mutterhäusern 
ins Ausland abfließen würden.116 In Abrede 
stellten die Abgeordneten auch die besseren 
Erfolge bei der Resozialisierung, der von den 
Schwestern weniger Bedeutung beigemessen 
werde als einer gewinnbringenden Ausbeu-
tung der Arbeitskraft.117 Spezifisch auf die 
Männerstrafanstalten bezog sich das Argu-
ment, es sei unwürdig und mit „dem Zwe-
cke der sittlichen Aufrichtung von Sträflin-
gen“ unvereinbar, „Männer unter die Zucht 
von Frauen zu stellen“.118 Im Fokus der Kritik 
stand dabei weniger die tagtägliche Bewachung, 
die ohnehin Sache männlicher Aufseher war, als 
die von der Oberin auszuübende Disziplinarge-
walt.119 

Ungeachtet aller Kritik blieb es bis zum Ende 
der Monarchie und darüber hinaus beim Ein-
satz von Kongregationen in den österreichi-
schen Strafanstalten für Frauen.120 So endete 
beispielsweise das Engagement der Barmher-
zigen Schwestern von Zams in der Zwangsar-
beitsanstalt Schwaz erst 1938.121 Durchzusetzen 
vermochte sich die Kritik allerdings, soweit es 

116 Wortmeldung Abgeordneter Schindler, 30. Sitzung der 2. Session am 28. 10. 1863, StenProt AH 1863, 529; 
Wortmeldung Abgeordneter Graf Kinsky, Sitzung des Finanzausschusses vom 1. 2. 1865, zitiert nach Neue 
Freie Presse (Morgenblatt), Nr. 154 v. 2. 2. 1865; vgl. auch Hoegel, Freiheitsstrafe 66; Wahlberg, Aufzeich-
nungen 316; Zugschwerdt, Corporationen 76f.

117 Vgl. die Wortmeldungen der Abgeordneten Schindler und Taschek, 30. Sitzung der 2. Session am 28. 10. 1863, 
StenProt AH 1863, 529, 535; Zugschwerdt, Corporationen 37f.

118 Wortmeldung Abgeordneter Giskra, Sitzung des Finanzausschusses vom 1. 2. 1865, zitiert nach Neue Freie 
Presse (Morgenblatt), Nr. 154 v. 2. 2. 1865.

119 Wortmeldung Abgeordneter Herbst, Sitzung des Finanzausschusses vom 1. 2. 1865, zitiert nach Neue Freie 
Presse (Morgenblatt), Nr. 154 v. 2. 2. 1865.

120 Stooss, Lehrbuch des Österreichischen Strafrechts 207.
121 Ralser u.a., Fürsorgeerziehung 503.
122 Siehe oben 3.2.

um die Männerstrafanstalten ging. Wie oben 
dargelegt, standen sie ab 1870 allesamt wieder 
unter direkter staatlicher Verwaltung.122 

5. Conclusio
Die Auslagerung von Strafanstalten an katho-
lische Frauenkongregationen mag auf den 
ersten Blick als Kuriosum der österreichischen 
Rechtsgeschichte erscheinen. Ursprünglich der 
Notwendigkeit entsprungen, nach dem tief-
greifenden Wandel des Strafensystems hin zur 
Dominanz der Freiheitsstrafe in kurzer Zeit 
möglichst kostengünstig neue Haftplätze zu 
schaffen, scheint sich das System aus Sicht der 
zuständigen Ministerien in den Strafanstalten 
für Frauen bewährt zu haben. Diese blieben 
bis über das Ende der Monarchie hinaus in 
den Händen von Ordensschwestern, die nicht 
bloß für eine bessernde Erziehung sorgen sollte, 
sondern die gesamte Verwaltung und Leitung 
der Anstalten inne hatten. Unwidersprochen 
blieb diese Vorgangsweise der Justizverwal-
tung indes keineswegs. Allerdings offenbaren 
die Debatten und die Reaktionen der zustän-
digen Ministerien ein Phänomen, das für die 
Geschichte des Strafvollzugs im 19. Jahrhun-
dert prägend ist: Der Umgang mit verurteilten 
Straftätern orientierte sich in erster Linie an fis-
kalischen Überlegungen und empirisch kaum 
haltbaren Annahmen über die Realisierbarkeit 
des nicht zuletzt in der „Besserung“ gesehenen 
Zwecks der Freiheitsstrafe. Auch und gerade 
bei der Vergabe von Strafanstalten in die Regie 
katholischer Kongregationen spielten ideologi-
sche und finanzielle Motive eine weit größere 
Rolle als tatsächlich erzielte Einsparungen oder 
größere Erfolge bei der Resozialisierung der 
Gefangenen. Diese grundlegende Problematik 
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steht exemplarisch für den Diskurs über den 
Strafvollzug und seine praktische Ausgestal-
tung in den letzten Jahrzehnten der Habsbur-
germonarchie und weit darüber hinaus. 
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